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Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 

zur dritten Beratung des Entwurfs eines Steueränderungsgesetzes 1973 
- Drucksachen 7/419, 7/591, 7/592 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das von der Bundesregierung vorgelegte Stabilitätsprogramm 
vom 9. Mai 1973 ist in sich noch nicht ausgewogen. Es bestehen 
Zweifel, ob damit das Ziel erreicht werden kann, eine Dämp- 
fung der konjunkturellen Entwicklung und eine Tendenzwende 
in der Preisentwicklung herbeizuführen. 

So richtig es ist, die Investitionen auf ein stabilitätspolitisch 
vertretbares Maß zurückzuführen und die Baukonjunktur zu 
bremsen, so falsch ist es, das Schwergewicht allzu einseitig nur 
auf die Zurückdrängung der privaten Investitionen zu legen, 
dagegen die Staatshaushalte von konkreten und hinreichend 
wirksamen Einsparungen weitestgehend zu verschonen und die 
Verbrauchsnachfrage nur ganz geringfügig einzudämmen. 

Unter Würdigung der außenwirtschaftlichen Problematik wird 
die Bundesregierung aufgefordert, zumindest folgende zusätz- 
liche Maßnahmen zu treffen: 


L Haushaltspolitische Maßnahmen 

1. Die Ausgaben des Bundes im Jahre 1973 werden wesentlich 
einschneidender herabgesetzt, als bisher von der Bundes- 
regierung vorgesehen. Die Bundesregierung wird noch vor 
Abschluß der Beratungen über den Haushaltsentwurf 1973 
im Haushaltsausschuß die dazu erforderlichen Vorschläge 
vorlegen. 

2. Die Steuereinnahmen des Bundes, die nicht zur Finanzierung 
der Haushaltsausgaben gemäß Nr. 1 und zum Ausgleich der 
herabgesetzten Kreditaufnahmen gemäß Verordnung über 
die Begrenzung der Kreditaufnahme durch Bund, Länder 
und Gemeinden und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 
1973 benötigt werden, sind in einer Konjunkturausgleichs- 
rücklage bei der Bundesbank stillzulegen, über diese Kon- 
junkturausgleichsrücklage darf nur aufgrund einer Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates verfügt wer- 
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den, wenn das notwendig wird, um eine Abschwächung der 
Wirtschaftstätigkeit, die die Ziele des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes gefährdet, zu vermeiden. 

3. Länder und Gemeinden sind anzuhalten, sich entsprechend 
zu verhalten. 

4. Der Finanzplan des Bundes für die Jahre bis 1976 ist so um- 
zugestalten, daß die daraus zu erwartende Nachfrage nicht 
erneut die Gefahr einer Überforderung der volkswirtschaft- 
lichen Möglichkeiten fördert. 


II. Maßnahmen zur freiwilligen Stillegung von Kaufkraft 

5. Für die unteren Einkommen unterhalb der Grenze von 
24 000/48 000 DM soll vorübergehend durch eine entspre- 
chend hoch bemessene Stabilitätssparprämie ein Anreiz ge- 
schaffen werden, zusätzlich freiwillige Sparleistungen zu er- 
bringen. Die Sparbeträge sind bei der Deutschen Bundesbank 
stillzulegen. Die Sparprämie ist aus dem Bundesanteil der 
stillgelegten Mittel zu zahlen. 


Bonn, den 22. Mai 1973 


Dr. Carstens, Stücklen und Fraktion 


2 



